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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 28 Ausgegeben Danzig, den 10. Oktober 1928 


Inhalt. Geſetz über die gemeinſchaftliche Erhebung der veranlagten Einkommen-, Körperſchafts⸗, Vermögens⸗, 
Gewerbe- und Umſatzſteuer (S. 207). — Verordnung zur Aenderung der Poſtſcheckordnung (©. 208). — Erweiterung 
des Handelsvertrages Polen Vereinigtes Königreich von Britannien und Irland, dem Danzig eisern iſt (S. 209). 


62 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz ; 
über die gemeinſchaftliche Erhebung der veranlagten Einkommen-, Körperſchafts⸗, Bermögensz, 
Gewerbe: und Umſatzſtener. Vom 27. 9. 1928. 


8 1. a 

Die veranlagte Einkommen-, Körperſchafts⸗, Vermögens-, Gewerbe- und Umſatzſteuer einſchließlich 

der durch Steuerbeſcheid feſtgeſetzten Vorauszahlungen und der auf die genannten Steuern entfallenden 
Zuſchläge, Zinſen und Koſten werden nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes gemeinſchaftlich erhoben. 


§ 2. 

(1) Die Grundlage für die gemeinſchaftliche Erhebung bildet ein bei der Steuerkaſſe für jeden 
Steuerpflichtigen unter der Bezeichnung „gemeinſames Soll“ über die in § 1 genannten Steuern und 
Nebenleiſtungen zu führende Einheitskonto. 

(2) Als Steuerſchuld des einzelnen Steuerpflichtigen auf dieſem Einheitskonto gilt der Saldo, der 
ſich bei deſſen Aufrechnung jeweilig ergibt. Dieſer Saldo bildet eine einheitliche Geldſchuld, die an die 
Stelle der auf dem Einheitskonto für die verſchiedenen Steuerjahre gebuchten Einzelbeträge der in 8 1 
genannten Art tritt. 

(3) Abſ. 2 gilt entſprechend, wenn ſich bei Aufrechnung des „gemeinſamen Solls“ ein N 
für den Steuerpflichtigen herausſtellt. 

§ 3. 


(1) Beim „gemeinſamen Soll“ ſind Stundungen und Mahnungen nur hinſichtlich des jeweiligen 
Saldos im Sinne des $ 2 Abſ. 2 oder eines Teiles desſelben anzuſprechen, nicht hinſichtlich einzelner 
der im 81 genannten Steuerarten und Nebenleiſtungen. In gleicher Weiſe find Beitreibungsmaßnahmen 
nur einheitlich für den Saldo des „gemeinſamen Solls“ oder einen Teil desſelben zu ergreifen. Für 
Niederſchlagungen gilt entſprechendes. 

(2) Bei Gewährung von Stundungen gelten im Zweifelsfalle die zuletzt fällig gewordenen Beträge 
an Steuern und Nebenleiſtungen als geſtundet. 


84. 

(1) Eine Zerlegung des Saldos ($ 2 Abſ. 2) in einzelne Teile nach zeitlichen Geſichtspunkten oder 
auf einzelne Steuerarten iſt nur inſoweit vorzunehmen, als dies im Hinblick auf beſondere geſetzliche 
Vorſchriften erforderlich iſt. 

(2) Bei der Zerlegung des Saldos nach zeitlichen Geſichtspunkten gelten durch geleiſtete Zahlungen 
und ausgeſprochene Niederſchlagungen ſtets die „im gemeinſamen Soll“ enthaltenen älteſten Einzel- 
forderungen an Steuern und Nebenleiſtungen als getilgt, ſo daß nur die zuletzt fällig gewordenen Beträge 
unbeglichen bleiben. 

(3) Bei der Zerlegung des Saldos auf einzelne Steuerarten iſt der zur Zeit des maßgebenden 
Stichtages berechnete Saldo auf die einzelnen Steuerarten nach Maßgabe ihres Solls für die unter 
Beachtung des Abſatzes 2 in Frage fomu nden ihre, „ orginmend mit dem letzten Jahr, zu 
zerlegen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 10. 1920. 
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85. 

Iſt bei der Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer⸗Veranlagung im Hinblick auf § 16 Abſ. 1 Ziffer 3 

des Einkommenſteuergeſetzes ($ 5 des Körperſchaftsſteuergeſetzes) eine Aufteilung der im Veranlagungs⸗ 

jahre geleiſteten Zahlungen für das „gemeinſame Soll“ auf darin enthaltene Perſonalſteuern und andere 
Steuern erforderlich, jo gelten die Vorſchriften des S 4 Abſ. 3 entſprechend. 


8 6. 


Die Beſtimmungen zur Durchführung dieſes Geſetzes erläßt der Senat, der ermächtigt wird, den 
Erlaß der kaſſentechniſchen Anordnungen dem Landesſteueramt zu übertragen. 


8 % - 
Dieſes Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. Für alle Maßnahmen des Steueramtes und 
der Steuerkaſſe, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes, aber entſprechend den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes getroffen ſind, gelten die Rechtswirkungen dieſes Geſetzes. 


Danzig, den 27. September 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


63 Verordnung 
zur Anderung der Poſtſcheckordnung. Vom 2. 10. 1928. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 10 des 
Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 (Geſetzbl. S. 53 ff.) mit den Anderungen 
laut Verordnung vom 24. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 694/95), vom 31. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 904), 
vom 7. Dezember 1923 (Geſetzbl. S. 1312/13) und vom 3. April 1925 (Geſetzbl. S. 121) wie folgt 
geändert: 

1. Im 8 1 iſt Abſ. V zu ſtreichen. 

2. Im $ 2 (1) iſt als letzter Satz anzufügen: 

Die Poſt kann verlangen, daß bei Einzahlungen über hohe Beträge die Geldſcheine kaſſen⸗ 
mäßig verpackt werden. 

3. In demſelben $ (2) erhält Abſ. (3), Satz 2 folgende Faſſung: 

Der Betrag iſt in der Danziger Währung einzutragen; der Guldenbetrag iſt in Buchſtaben 
zu wiederholen. 

4. Im 8 3 (8) iſt am Schluß der Angaben unter Ziff. 3 ſtatt des Beiſtrichs ein Punkt zu ſetzen, 
alsdann iſt die Ziffer 4 nebſt Angaben zu ſtreichen. 

5. Im $ 4, Abſ. (3) und (4), Unterabſ. 1 find im erſten und zweiten Satz jedesmal hinter dem Worte 
„Zahlkartengebühr“ die Worte „und der durch die Poſtordnung feſtgeſetzten Einziehungsgebühr“ 
zu ſtreichen. 

6. Im $ 6, Abſ. (1) find die Hinweiſe „(§ 9, 1)“ und „(8 9, 3)“ zu ändern in „($ 8, J)“ und 
„($ 8, III Abf. 2)“. 

7. In demſelben 8 (6), Abſ. (2) iſt im zweiten Satz hinter „uſw.“ einzuſchalten: 

unter Angabe der Heft⸗ und Blattnummer der verlorengegangenen oder ſonſt abhanden 
gekommenen Formblätter. 

Ferner iſt ebenda hinter „beachten“ als neuer Unterabſatz nachzutragen: 

Verſchriebene oder ſonſt verdorbene Formblätter ſind nicht an das Poſtſcheckamt einzuſenden, 
ſondern vom Poſtſcheckkunden zu vernichten. 

8. Im gleichen § (6) ſind im Abſ. (3), Satz 1 die Wörter „durch Unterſchriftsblatt“ zu erſetzen durch: 

auf dem amtlichen Unterſchriftsblatt 

Ferner iſt ebenda hinter „mitzuteilen“ als neuer Satz nachzutragen: s 

Jede Perſon, deren Unterſchrift hinterlegt iſt, iſt allein zeichnungsberechtigt; ſollen mehrere 
Perſonen gemeinſam unterſchreiben, ſo iſt dies im Unterſchriftsblatt an der dafür vorgeſehenen 
Stelle zu vermerken. 

9. Im Abſ. (5) desſelben § (6) erhält der dritte Satz folgende Faſſung: 

Der Betrag iſt in der Danziger Währung einzutragen; bei Überweiſungen, Schecken und 
Zahlungsanweiſungen iſt der Guldenbetrag in Buchſtaben zu wiederholen. 
Ebenda iſt der vierte Satz zu ſtreichen. 
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10. Im Abi. (6) desſelben § (6) iſt im erſten Satz der Hinweis „(8 9, 3)“ zu ändern in „8 8, III 
Abſ. 1)“. 

11.3087 erhält der Abſ. 6) die Bezeichnung (4) und folgende Faſſung: 

5 Wird die Überweiſung vom Gutſchriftempfänger an das Poſtſcheckamt eingeſandt, ſo hat er 
am oberen Rand unter der vorgedruckten Kontobezeichnung zu vermerken: „Vom Empfänger 
eingeſandt.“ 

12. Der bisherige Abſ. (4) desſelben § (7) erhält die Bezeichnung (5) und folgende Faſſung: 

Der Einſender einer Überweifung kann verlangen, daß das Poſtſcheckamt den Gutſchrift⸗ 
empfänger telegraphiſch benachrichtigt. Das Verlangen iſt auf der Überweiſung links unten 
durch den Vermerk zu ſtellen: „Empfänger telegraphiſch benachrichtigen.“ Der Vermerk iſt 
vom Antragſteller zu unterſchreiben. In der Überweiſung iſt die vollſtändige Anſchrift des 
Empfängers anzugeben. In Sammelüberweiſungen (III) dürfen ſolche Aufträge nicht aufs 
genommen werden. 

Den Abſchnitt der Überweiſung erhält der Empfänger in der gewöhnlichen Weiſe 
(8 1, IV) durch das Poſtſcheckamt; auf dem Abſchnitt niedergeſchriebene Mitteilungen werden 
in das Benachrichtigungstelegramm aufgenommen. 

Die Telegraphengebühr wird vom Antragſteller erhoben. 

Hat der Ausſteller die unmittelbare Benachrichtigung beantragt, ſo werden die Gebühren 
von ſeinem Konto abgebucht; der Betrag der Überweiſung wird in dieſem Falle unverkürzt 
überwieſen. Hat dagegen der Gutſchriftempfänger den Antrag geſtellt, ſo wird der Betrag 
der Überweiſung um die Gebühr gekürzt. 

13. Die bisherigen §§ 9 bis 14 erhalten die Bezeichnung 8 bis 13. 
14. Im 8 8 „Auszahlungen durch Scheck“ (bisher § 9) iſt dem Abſ. (1) zuzufügen: 
Innerhalb dieſer Grenze und des verfügbaren Guthabens können die Schecke auf jeden 
beliebigen Betrag ausgeſtellt werden. Für die Auszahlung wird eine Gebühr erhoben. 
15. In demſelben § (8) iſt im Abſ. (4) am Schluß des erſten Unterabſatzes einzufügen: 
Wird der Scheck vom Zahlungsempfänger eingeſandt, ſo hat dieſer am oberen Rand unter 
der vorgedruckten Kontobezeichnung zu vermerken: „Vom Empfänger eingeſandt.“ 
16. Ferner find im Abſ. (4), dritten Unterabſatz, Satz 2 des 8 8 zweimal die Worte „in der Poſt⸗ 
ordnung vorgeſehene“ zu ſtreichen. 
17. In demſelben § (8) find im Abſ. (10), Unterabſatz 2 die Angaben von „3. die Brief- und Einſchreib⸗ 
gebühr“ bis „Beſtimmungs-Poſtanſtalt“ zu ſtreichen. 
18. In demſelben Abſ. (10) des 8 8 iſt im letzten Unterabſatz der zweite Satz „die Zahlungsanweiſung“ 
8 bis „nachgeſandt“ zu ſtreichen. 
7 19. Ferner erhält in demſelben § (8) der fünfte Satz des Abſ. (11) folgende Faſſung: 
2 Bon feinem Konto wird dann auch das Eilzuftellgeld abgebucht. 

20. Im Abf. (12) desſelben $ (8) iſt im erſten Unterabſatz hinter dem erſten Satz einzufügen: 

Sind beide Verſendungsmöglichkeiten zugelaſſen, jo hat der Poſtſcheckkunde zu beſtimmen, wie 
der Betrag übermittelt werden ſoll; für die Übermittlung durch Poſtanweiſung kann er im 
Scheck den Betrag in der Währung des Beſtimmungslandes angeben. 


ſtreichen. 
22. Im 8 9 (bisher 8 10), Abſ. (1) iſt im erſten Satz hinter „werden“ einzufügen: 
ſoweit in der Poſtſcheckordnung nichts anderes beſtimmt iſt, 
23. Ebenda iſt im zweiten Satz der Hinweis „(§ 9, 7)“ zu ändern in „(8 8, VII)“. 
Vorſtehende Anderungen treten am Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Danzig, den 2. Oktober 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Runge. 


64 Erweiterung 
des Handelsvertrages Polen / Vereinigtes Königreich von Britannien und Irland, 
dem Danzig beigetreten iſt. Vom 26. 9. 1928. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend die Ermächtigung des Senats zur Verkündung internationaler 
Verträge und Abkommen vom 21. September 1922 (Geſetzbl. S. 444) wird Folgendes verkündet: 
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21. Im Abſ. (13) desſelben § (8) find unter a) die Worte „„ das das Konto des Ausſtellers führt, zu 
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„Die Anwendbarkeit des zwiſchen der Republik Polen und dem Vereinigten Königreich 
von Groß-⸗Britannien und Irland abgeſchloſſenen Handelsvertrages vom 26. November 1923, 
welchem die Freie Stadt Danzig mit Wirkung vom 1. Juli 1924 als Vertragspartei beig 
getreten iſt (Geſetzbl. 1924, Seite 469—484) iſt in Ausführung der Artikel 8) und 9 dieſes 
Handelsvertrages auf das Gebiet von 
Süd⸗Rhodeſien 
erſtreckt worden.“ 
Danzig, den 26. September 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig.“ 
Dr. Sahm. Jewelowski.“ 
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